
Saarland entdeckt werden konnten, so deutet die Untersuchung der Wiedergutma¬
chungsdiskussion und Gesetzgebung im Saarland darauf hin, daß die Einstellung zur
Wiedergutmachung sich nicht wesentlich von der in der Bundesrepublik unterschieden
hat.

4.2 Entwicklung der Wiedergutmachung im Saarland
Sofortmaßnahmen nach dem Zweiten Weltkrieg
Bereits sehr früh bemühte sich die französische Militärregierung im Saarland darum,
die Lebensbedingungen der Opfer des Nationalsozialismus durch Soforthilfen zu
verbessern. Frühzeitig wurde über Wiedergutmachungsleistungen für durch Inhaftie¬
rung in Gefängnissen und Konzentrationslagern zugefügte Schäden nachgedacht.
Soforthilfemaßnahmen standen auch in der französischen Zone am Anfang. 315 In dieser
ersten Phase bis zum Wiedergutmachungsgesetz vom 31. Juli 1948 sahen es die
Verantwortlichen vielmehr als moralische Pflicht an, den Opfern des Nationalsozialis¬
mus zu helfen. Gesetze konnten noch nicht erlassen werden, denn es ging hier um eine
Dimension der Wiedergutmachung, die man erst allmählich überschauen konnte, für
die es keine bestehenden Gesetze und Verordnungen gab, und die allein juristisch nicht
von heute auf morgen zu bewältigen war. Dies veranschaulicht die Singularität na¬
tionalsozialistischer Geschichte. In dieser Situation erschien die Soforthilfe, orientiert
an der Bedürftigkeit, als Gebot der Stunde und das Bedürftigkeitsprinzip als Maßstab
zur Hilfe am geeignetesten.

Wer die für die Opfer des Nationalsozialismus vorgesehenen Unterstützungen in
Anspruch nehmen wollte, mußte nachweisen, daß er durch das NS-System Schaden
erütten hatte. Zunächst wurde hier von Seiten des Regierungspräsidiums improvisiert,
indem die Betroffenen beim Bürgermeister ihrer Wohnortgemeinde Beweismittel
vorlegen mußten. Ausschlaggebend für diese Regelung war die Überlegung, daß vor
Ort über den Betroffenen am meisten bekannt und die Prüfung somit dort am einfach¬
sten und sinnvollsten war. Diese Regelung wirkte sich in der Praxis für die Betroffenen
eher nachteilig aus. 316 Später wurde in das Anerkennungsverfahren auch die bereits
bestehende, aber noch nicht zugelassene "Vereinigung ehemaliger politischer Häftlinge
und Emigranten" integriert. 317

DerWille zu helfen äußerte sich in Plänen des Regierungspräsidiums vom 6. Septem¬
ber 1945, wonach Exilanten und politisch Inhaftierten mit einem Betrag von 400 bis
500 RM geholfen werden sollte, ebenso sollte ihnen ein zinsloses Darlehen zur Exi-
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